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das Gericht auch über die Grenzen einer Maßnahme nach 
§ 27 StGB im klaren sein.

Zu den prinzipiellen Voraussetzungen für den Aus­
spruch der Verpflichtung wurde in Grundsatzentscheidun­
gen des Obersten Gerichts und in anderen Veröffentlichun­
gen Stellung genommen. Die gesetzlichen Bestimmungen 
sichern eine differenzierte und wirksame Anwendung des 
§ 27 StGB.

Die fachärztliche Heilbehandlung stellt eine zusätzliche 
Verpflichtung dar, die nicht zu dem in § 23 StGB aufge- 
zählten System der Maßnahmen der strafrechtlichen Ver­
antwortlichkeit gehört. Sie ist also weder eine Strafe 
bzw. Zusatzstrafe noch eine andere damit verbundene 
weitere Maßnahme (wie z. B. die Verpflichtung zur Be­
währung am Arbeitsplatz oder zur Schadenswiedergut­
machung).

Ausgehend davon, daß die Verpflichtung jeden be­
treffen kann, der sich strafrechtlich verantworten muß, ist 
sie auch zulässig, wenn von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit abgesehen wird.1

Die gerichtliche Praxis zeigt, daß es ausschließlich 
Störungen und krankhafte Einflüsse im psychischen Be­
reich sind, bei denen die Frage der fachärztlichen Heil­
behandlung erörtert werden muß — auch wenn das Gesetz 
die Anwendung des § 27 StGB nicht darauf beschränkt. Die 
folgenden Ausführungen konzentrieren sich deshalb auf 
Fälle, in denen psychische Störungen, Erkrankungen und 
die Zurechnungsfähigkeit beeinträchtigende Faktoren mit 
der Straftat Zusammenhängen. Dabei handelt es sich über­
wiegend um Personen, deren Straftaten in Verbindung mit 
oder auf Grund von Alkoholmißbrauch bzw. von Alko­
holismus beurteilt werden mußten.

Das Gesetz sieht die Möglichkeit, den Täter zur Heil­
behandlung zu verpflichten, insbesondere bei verminder­
ter Zurechnungsfähigkeit (§ 16 StGB) vor. Aber nicht nur 
in diesen Fällen besteht ein wesentlicher Unterschied zwi­
schen der hier erörterten Maßnahme und der Maßnahme 
der Einweisung in psychiatrische Einrichtungen nach § 16 
Abs. 3 StGB i. V. m. dem Einweisungsgesetz vom 11. Juni 
1968 (GBl. I Nr. 13 S. 273). Die Einweisung nach dieser Be­
stimmung ermöglicht die notwendige Behandlung in einer 
stationären Einrichtung für psychisch Kranke notfalls durch 
staatlichen Zwang. Sie setzt voraus, daß dies zum Schutz 
von Leben oder Gesundheit des Kranken, zur Abwehr einer 
ernsten Gefahr für andere Personen oder für das Zusam­
menleben der Bürger erforderlich ist. Solche Anforderun­
gen stellt eine Verpflichtung nach § 27 StGB, die über­
wiegend in ambulanter Behandlung realisiert wird, nicht. 
Hier ist dieser Teil der gerichtlichen Entscheidung zu­
nächst mit keiner weiteren Sanktion gegen den Täter ver­
bunden. Es wird davon ausgegangen, daß er in seinem 
Interesse und im Interesse der Gesellschaft freiwillig 
ärztliche Hilfe in Anspruch nimmt.

Aus der Sicht der Strafrechtsprechung bestätigt sich 
die Erkenntnis, daß eine erfolgreiche Anwendung einer 
Verpflichtung nach § 27 StGB nur möglich ist, wenn die Er­
fahrungen und Hinweise insbesondere der forensischen 
Medizin beachtet werden. Sie machen zutreffend darauf 
aufmerksam, daß einerseits mitunter Personen fehlerhaft 
verpflichtet werden, sich der Heilbehandlung zu unter­
ziehen, obwohl andere — jedenfalls keine ärztliche — Hilfe 
notwendig wäre.* 2 Andererseits muß nach wie vor festge­
stellt werden, daß die Behandlung zu spät einsetzt, teil­
weise erst nach wiederholter Straffälligkeit.3 Daraus ergibt 
sich, worauf das Oberste Gericht mehrfach hingewiesen 
hat, daß eine Entscheidung nach § 27 StGB ohne eine fach­
ärztliche Äußerung nicht ausreichend zu begründen ist.4 
Das kann ein psychiatrisches Gutachten sein; häufig ge­
nügt bereits die Aussage eines sachverständigen Zeugen, 
vor allem die des Arztes, der den Täter behandelt. Ver­
schiedentlich liegen in Vorstrafenakten schon Gutachten 
oder Aussagen vor, die eine sichere Beurteilung der Be­
handlungsbedürftigkeit ermöglichen. Solche Beweismittel

dürfen aber nur dann für das neue Strafverfahren heran­
gezogen werden, wenn sie auch auf die erneute Straftat 
zu beziehen sind und dem aktuellen psychischen Zustand 
des Angeklagten nach wie vor entsprechen. Die vereinzelt 
anzutreffende Praxis, sich besonders bei Tätern, die unter 
Alkoholeinfluß Straftaten begingen oder bei denen Alko­
holmißbrauch festgestellt wurde, auf allgemeine, in der 
Rechtsprechung gegenüber diesem Täterkreis gesammelte 
Erfahrungen zu stützen, ist abzulehnen.5 Bei Verpflich­
tungen nach § 27 StGB, die auf diese Weise zustande kom­
men, stellt sich dann, wenn es um die Verwirklichung 
durch die Organe des Gesundheitswesens geht, oftmals 
heraus, daß sie nicht begründet und deshalb auch nicht 
realisierbar sind.

Rechtliche Fragen der Verwirklichung 
fachärztlicher Heilbehandlung

Die Realisierung der Verpflichtung erfolgt über den Rat 
des Kreises, dessen zuständige Fachabteilung innerhalb 
von drei Wochen nach Zustellung des Verwirklichungs­
ersuchens durch das Gericht einen behandelnden Arzt 
nachzuweisen hat (§ 42 der 1. DB zur StPO).

Besonders von Ärzten, denen die Behandlung des Ver­
urteilten übertragen wurde, wird die Frage gestellt, unter 
welchen Voraussetzungen und zu welchem Zeitpunkt die 
Verpflichtung wieder endet. Hierzu ist zu bemerken, daß 
eine solche gerichtliche Entscheidung eine spezielle Be- 
handlungs- und Betreuungssituation zwischen Arzt und 
Patient begründet. Sie ist aber m. E. nicht identisch mit
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